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Palmer kritisiert Verfassungsschutz: AfD-
Verbot nicht gerechtfertigt!

Boris Palmer kritisiert den Verfassungsschutz und die
Einstufung der AfD als rechtsextrem. Diskussionen über

Demokratie und Migration entfachen.

Tübingen, Deutschland - Der Tübinger Oberbürgermeister
Boris Palmer äußert sich kritisch zur Einstufung der Alternative
für Deutschland (AfD) als „gesichert rechtsextremistisch“ durch
den Verfassungsschutz. In einem ausführlichen Statement
bezweifelt Palmer die ausreichende Grundlage des
dazugehörigen Gutachtens, das insgesamt 1100 Seiten umfasst
und größtenteils auf öffentlichen Informationen basiert, die
seiner Meinung nach wenig Neues bieten. Er schlägt vor, dass
die AfD V-Männer anheuern könnte, die extreme Maßnahmen
wie die Abschaffung freier Wahlen planen könnten, fordert
jedoch konkrete Beweise für solche extremistischen
Bestrebungen. Hierbei bemängelt er vor allem die Verwendung
von Äußerungen der AfD-Chefin Alice Weidel, die in einem



Interview mit dem rechtsextremen Sender Compact TV von
„Messerkriminalität“ sprach, ohne dass dies als ausreichender
Indikator für Rassismus betrachtet werden könne. Palmer
erklärt: „Es ist nicht verboten, ‘stramm rechts’ und
migrationsfeindlich zu sein“.

Die Einstufung der AfD gründet sich auf eine als intern
bezeichnete Analyse des Verfassungsschutzes, die eine
„menschenwürde missachtende, extremistische Prägung der
Gesamtpartei“ feststellt. Diese Entscheidung wurde von Palmer
scharf kritisiert. Er weist darauf hin, dass die Erzählungen
innerhalb der Partei, wie die von einem
„Bevölkerungsaustausch“, nicht neu sind und argumentiert für
ein differenzierteres Verständnis der politischen Äußerungen der
AfD. In diesem Zusammenhang verweist er auch auf die
erhöhten Zahlen rechtsextremistischer Straftaten, die im
jüngsten Bericht des Verfassungsschutzes dokumentiert sind,
wo ein Anstieg auf 25.660 Straftaten im Jahr 2023 verzeichnet
wird.

Kritik am Verfassungsschutz

Palmer fordert die Transparentmachung der nach seiner
Meinung schwachen Argumentationslinie des
Verfassungsschutzes und äußert die Befürchtung, dass ein
gescheiterter Verbotsantrag der AfD der Partei möglicherweise
sogar einen Wahlsieg bescheren könnte. Dabei erinnert er an
historische ideologische Verbindungen, die auch in der CDU über
Jahre zu finden waren. Dies weckt Bedenken, dass eine solche
Einstufung politische Stigmatisierung nach sich ziehen könnte,
die nicht durch die entsprechenden Beweise gedeckt ist.

Die AfD wächst auf mehr als 40.000 Mitglieder, wobei auch
innerhalb der Partei eine Heterogenität zu beobachten ist. Laut
dem Verfassungsschutz sind etwa 11.000 Mitglieder als
extremistisch einzustufen. Die Partei hat in der letzten Zeit
verstärkt Themen wie Migration und Asyl besetzt, um zu
mobilisieren. Der Bericht des Verfassungsschutzes stellt klar,



dass rechtsextremistische Akteure Krisen nutzen, um angebliche
Narrative über „Umvolkung“ zu verbreiten, was auch in der
Rhetorik von AfD-Politikern deutlich wird, die der Begriff
charakterisiert.

Auswirkungen auf die Gesellschaft

Die gesellschaftlichen Spannungen rund um das Thema
Migration sind erheblich angestiegen. Aktuell leben in
Deutschland etwa 220.000 Personen, die ausreisepflichtig sind.
Diese Zahl zusammen mit der vom Verfassungsschutz
festgestellten Zunahme an gewalttätigen Übergriffen auf
Asylunterkünfte zeigt die Herausforderungen, denen sich die
Gesellschaft gegenüber sieht. Grünen-Landesvorsitzender Pascal
Haggenmüller bezeichnet die AfD als „massive Gefahr für
unsere Demokratie und Gesellschaft“ und fordert ein Verbot der
Partei.

Angesichts der Rosenkriege in der Politik und der Rolle, die die
AfD dabei spielt, wird der Dialog über rechtsextreme Ideologien
und deren Einfluss auf die deutsche Gesellschaft zunehmend
laut. Palmer, der inzwischen aus den Grünen ausgeschlossen
wurde, erhebt seine Stimmen in dieser Debatte, um auf die
Notwendigkeit eines differenzierten Diskurses hinzuweisen, der
sowohl die Herausforderungen der politischen Realität als auch
die Verantwortung der politischen Akteure berücksichtigt.
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